
GEHARO 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

PHILIPPE LÉGER 

vom 14. Juli 2005 1 

1. In der vorliegenden Rechtssache wird der 
Gerichtshof ersucht, klarzustellen, ob Spiel­
zeug zusätzlich zu dem von der Richtlinie 
88/378/EWG des Rates 2 über die Sicherheit 
von Spielzeug vorgeschriebenen Tagesgrenz­
wert von 0,6 µg hinsichtlich der Bioverfüg­
barkeit von Cadmium 3 auch den durch die 
Richtlinie 91/338/EWG des Rates auferleg­
ten Beschränkungen unterworfen werden 
muss 4. 

2. Dies ist im Wesentlichen die Frage, die 
der Hoge Raad der Nederlanden im Rahmen 
eines Strafverfahrens gegen die Geharo BV 
(im Folgenden: Geharo) gestellt hat. 

3. Mit dieser Frage wird der Gerichtshof 
ersucht, die Bedeutung von Artikel 1 Satz 2 
der Richtlinie 91/338 und die Anwendbarkeit 
der von dieser aufgestellten Normen auf 
Spielzeuge, die unter die Richtlinie 88/378 
fallen, zu prüfen. 

I — Rechtlicher Rahmen 

A — Gemeinschaftsrecht 

4. Aus Artikel 2 EG ergibt sich, dass es 
Aufgabe der Gemeinschaft ist, ein hohes 
Maß an Umweltschutz und Verbesserung 
der Umweltqualität zu erreichen. Zu diesem 
Zweck und gemäß Artikel 3 Absatz 1 EG hat 
die Tätigkeit der Gemeinschaft einen Beitrag 
zur Erreichung eines hohen Gesundheits­
schutzniveaus zu umfassen. 

5. Entsprechend diesen Zielen und in An­
betracht dessen, dass der Mensch und die 
Umwelt in wachsendem Maße Cadmium 

1 — Originalsprache: Französisch. 

2 — Richtlinie des Rates vom 3. Mai 1988 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Sicherheit von 
Spielzeug (ABl. L 187, S. 1). 

3 — Cadmium ist ein Metall, dessen physikalische und chemische 
Eigenschaften denen von Zink ähnlich sind. Es wird haupt­
sächlich zur Herstellung von Akkumulatoren und Bunt­
pigmenten verwendet und dient als Stabi l isator für 
Kunststoffe. Es ist auch Bestandteil zahlreicher Legierungen 
und von Korrosionsschutzbelägen. Cadmiumrückstände kön­
nen auf zahlreichen Stufen der Prozesse der Fertigung, 
Herstellung und Verwendung von Erzeugnissen sowie bei 
der Beseitigung von Abfallen auftreten. 

4 — Richtlinie 91/338/EWG des Rates vom 18. Juni 1991 zur 
zehnten Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur Anglei­
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit­
gliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und 
der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitun­
gen (ABl. L 186, S. 59). 
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ausgesetzt sind, hat die Gemeinschaft ver­
schiedene Aktionen entwickelt, die Mensch 
und Umwelt vor diesem Stoff schützen 
sollen. Denn Cadmium gilt heute sowohl 
wegen seiner hohen Toxizität für den 
menschlichen Organismus als auch wegen 
seiner möglichen langfristigen schädlichen 
Auswirkungen auf das Ökosystem als be­
sonders gefährlich. 

1. Die Richtlinie 88/378 

6. Die Richtlinie 88/378 legt die Sicherheits­
voraussetzungen fest, die Spielzeug erfüllen 
muss, bevor es in den Verkehr gebracht 
wird 5. 

7. Nach ihren ersten beiden Begründungs­
erwägungen soll sie einerseits Handels­
hemmnisse zwischen den Mitgliedstaaten 
durch die Schaffung harmonisierter Normen 
in Bezug auf die Voraussetzungen für die 
Sicherheit von Spielzeug beseitigen und 
andererseits im Gemeinsamen Markt einen 
wirksamen Schutz des Verbrauchers und vor 
allem des Kindes gegen die mit dessen 
Verwendung verbundenen Risiken gewähr­
leisten. 

8. So bestimmt Artikel 2 Absatz 1 der 
Richtlinie 88/378: 

„Spielzeug darf nur dann in den Verkehr 
gebracht werden, wenn es die Sicherheit 
und/oder Gesundheit von Benutzern oder 
Dritten bei einer bestimmungsgemäßen oder 
vorhersehbaren Verwendung unter Berück­
sichtigung des üblichen Verhaltens von 
Kindern nicht gefährdet." 

9. Zu diesem Zweck verlangt Artikel 3 dieser 
Richtlinie von den Mitgliedstaaten, dass sie 
„alle zweckdienlichen Maßnahmen [treffen], 
damit Spielzeug nur dann in den Verkehr 
gebracht werden kann, wenn es den in 
Anhang II angegebenen wesentlichen Sicher­
heitsanforderungen entspricht". 

10. Anhang II dieser Richtlinie legt vor allem 
die wesentlichen Sicherheitsanforderungen 
hinsichtlich der chemischen Merkmale von 
Spielzeug fest. Zum einen benennt Nr. 3.1 
des Titels II dieses Anhangs die Gefahren, 
die beim Gebrauch von Spielzeug bestehen, 
und verlangt, dass es in allen Fällen den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über 
die Verwendung gefährlicher Stoffe und 
Zubereitungen unterworfen wird. Diese 
Nummer ist wie folgt formuliert: 

„1. Spielzeug ist so zu gestalten und herzu­
stellen, dass es ... gesundheitlich unbedenk-

5 — Als „Spielzeug" gelten nach Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 
„alle Erzeugnisse, die dazu gestaltet oder offensichtlich 
bestimmt sind, von Kindern im Alter bis 14 Jahren zum 
Spielen verwendet zu werden". Der Anhang I zu dieser 
Richtlinie listet die Erzeugnisse auf, die in ihrem Sinne nicht 
als Spielzeuge gelten. 
Nach ihrem Artikel 2 Absatz 3 umfasst der Begriff „in den 
Verkehr bringen" sowohl den Verkauf als auch die kostenlose 
Verteilung. 
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lich ist bzw. keine Körperschäden verur­
sachen kann, wenn es verschluckt oder 
eingeatmet wird oder mit der Haut, den 
Schleimhäuten und den Augen in Berührung 
kommt. 

Auf jeden Fall muss es den einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft für 
bestimmte Gruppen von Erzeugnissen bzw. 
über das Verbot, die beschränkte Verwen­
dung oder die Kennzeichnung bestimmter 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen ge­
nügen." 

11. Zum anderen sieht Nr. 3.2 Absatz 2 des 
Titels II dieses Anhangs in Anbetracht der 
chemischen Merkmale des Spielzeugs be­
sondere Vorschriften zur maximalen Bio­
verfügbarkeit von Spielzeugen in Bezug auf 
Cadmium vor. Diese Norm wird auch als 
„Nuckelnorm" oder „Verdünnungsnorm" be­
zeichnet. Sie ermöglicht die Berechnung der 
täglichen Menge Cadmium, die vom Spiel­
zeug freigesetzt und vom Organismus beim 
Gebrauch, beim Einatmen, beim Ansaugen 
oder auch beim Verschlucken aufgenommen 
werden kann. Nr. 3.2 lautet wie folgt: 

„2. ... im Hinblick auf den Schutz der 
Gesundheit der Kinder [dürfen] als Zielgröße 
täglich höchstens folgende Mengen der 
nachstehend aufgeführten Stoffe infolge des 
Umgangs mit Spielzeug biologisch verfügbar 
sein: 

0,6 µg Kadmium, 

oder andere Werte, welche für diese oder 
andere Stoffe in den gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen festgesetzt werden können. 

Unter Bio-Verfügbarkeit dieser Stoffe ist das 
lösliche Extrakt zu verstehen, das von 
toxikologischer Bedeutung ist." 6 

2. Die Richtlinie 91/338 

12. Die Richtlinie 91/338 enthält die zehnte 
Änderung der Richtlinie 76/769/EWG des 
Rates 7, die harmonisierte Normen in Bezug 
auf das Inverkehrbringen und die Verwen­
dung gewisser gefährlicher Stoffe und Zube­
reitungen festlegt. 

6 — Hervorhebungen durch mich. 
7 — Richtlinie vom 27. )uli 1976 (ABl. L 262, S. 201). 

I - 8529 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LEGER — RECHTSSACHE C-9/04 

13. Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 76/769 
lautet: 

„Unbeschadet anderer einschlägiger Ge­
meinschaftsvorschriften betrifft diese Richt­
linie Beschränkungen des Inverkehrbringens 
und der Verwendung der im Anhang auf­
geführten gefährlichen Stoffe und Zuberei­
tungen in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft." 

14. Die Richtlinie 91/338 ändert die Richt­
linie 76/769 dadurch ab, dass sie die Liste 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen, deren 
Inverkehrbringen und Verwendung Be­
schränkungen unterliegen, um Cadmium 
ergänzt. 

15. Die Richtlinie 91/338 verfolgt ein zwei­
faches Ziel: Zum einen bezweckt sie nach der 
ersten und der fünften Begründungserwä­
gung ein besseres Funktionieren des Binnen­
marktes durch eine Harmonisierung der 
Vorschriften über das Inverkehrbringen 
und die Verwendung von cadmiumhaltigen 
Erzeugnissen 8, und zum anderen soll sie 
nach ihrer zweiten Begründungserwägung 
die Umweltverschmutzung durch Cadmium 
bekämpfen und auf lange Sicht die Gesund­
heit der Bevölkerung schützen. 

16. Artikel 1 der Richtlinie 91/338 lautet: 

„Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird 
gemäß dem Anhang der vorliegenden Richt­
linie geändert. Die neuen Bestimmungen 
gelten jedoch nicht für Cadmium enthaltende 
Erzeugnisse, die bereits von anderen Gemein­
schaftsvorschriften erfasst sind." 9 

17. Wie der Gerichtshof in seinem Urteil 
vom 18. Juni 2002 in der Rechtssache 
C-314/99, Niederlande/Kommission 10, aus­
geführt hat, wurde durch die Richtlinie 
91/338 in Anhang I der Richtlinie 76/769 
eine neue Nummer 24 eingefügt, die drei 
Arten des Einsatzes von Cadmium und 
Cadmiumverbindungen — zur Einfärbung, 
als Stabilisierungsmittel und für die Cad-
mium-Oberflächenbehandlung (Cadmie-
rung) 11 — aufführt und regelt. Für jede 
dieser Einsatzarten legt der Anhang der 
Richtlinie 91/338 einen Höchstgehalt an 
Cadmium fest, der es ermöglicht, die Bevöl­
kerung in ihrer Gesamtheit vor den Folgen 
zu schützen, die durch die Verbreitung dieses 
Stoffes in der Umwelt hervorgerufen werden. 

18. Insoweit bestimmt die genannte Nr. 24 
unter 1.1, dass das Inverkehrbringen von mit 
Cadmium gefärbten Fertigerzeugnissen nur 

8 — Die Liste dieser Erzeugnisse ist im Anhang dieser Richtlinie 
enthalten. 

9 — Hervorhebungen durch mich. 
10 — Slg. 2002, 1-5521, Randnr. 7. 
11 — Siehe Nrn. 24.1.1 und 24.1.2, Nrn. 24.2.1 und 24.3. 
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bei Einhaltung eines maximalen Cadmium-
gehalts von 0,01 % Massenanteile des Kunst­
stoffs zulässig ist. Mit anderen Worten: Ein 
Erzeugnis auf Kunststoffbasis darf nicht 
mehr als 100 mg/kg Cadmium enthalten, 
um auf den Markt gebracht werden zu 
können. 

B — Nationales Recht 

1. Die Regelung über die Sicherheit von 
Spielzeug 

19. Die Richtlinie 88/378 wurde in den 
Niederlanden durch die zur Durchführung 
des Warengesetzes erlassene Verordnung 
vom 29. Mai 1991 über Spielzeug (Waren-
wetbesluit Speelgoed) 12 umgesetzt, die die 
Regeln über die Sicherheit von Spielzeug und 
für Kinder bestimmten Erzeugnissen festlegt. 

20. Abschnitt 11 des Anhangs II der Spiel­
zeugverordnung enthält die Vorschriften 
über die Sicherheit von Spielzeug, das ge­
fährliche Stoffe und Zubereitungen enthält, 
und begrenzt die Bioverfügbarkeit von Cad­
mium auf 0,6 µg. 

2. Die Regelung über gefährliche Stoffe 

21. Zu der im Ausgangsverfahren maßgeb­
lichen Zeit untersagte Artikel 2 Absatz 1 der 
zur Durchführung des Gesetzes über um­
weltgefährdende Stoffe erlassenen Verord­
nung über Cadmium vom 12. Oktober 1990 
(Cadmiumbesluit Wet milieugevaarlijke stof­
fen) 13, „cadmiumhaltige Erzeugnisse herzu­
stellen, in die Niederlande einzuführen, 
einem anderen zur Verfügung zu stellen 
oder in einem Handelslager vorrätig zu 
halten". 

22. Nach Artikel 1 Buchstabe a der Cad-
miumverordnung gelten als „cadmiumhalti­
ge Erzeugnisse" „Erzeugnisse, bei denen 
Cadmium als Stabilisator, Pigment oder 
Oberflächenschicht verwendet wird, und 
Erzeugnisse, in denen Kunststoffe oder 
Farben mit einem Cadmiumgehalt von mehr 
als 50 mg/kg verarbeitet sind". 

II — Sachverhalt und Ausgangsverfahren 

23. Am 16. Februar 1999 beschlagnahmte 
die Inspectie Gezondheidsbescherming Wa­
ren en Veterinaire Zaken (Gesundheits-

12 — Stbl. 1991. Nr. 269, im Folgenden: Spielzeugverordnung. 13 — Stbl. 1990, im Folgenden: Cadmiumverordnung. 
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Schutzinspektion für Waren und tierärztliche 
Angelegenheiten) in den Geschäftsräumen 
von Geharo einen Posten Spielzeug. Die 
Untersuchung dieser Waren ergab einen 
Cadmiumgehalt von mehr als 100 mg/kg, 
was gegen Artikel 1 Buchstabe a der 
Cadmiumverordnung vom 12. Oktober 
1990 verstieß, die einen maximalen Cad­
miumgehalt von 50 mg/kg vorsah. 

24. Diese Feststellungen führten zur Einlei­
tung von Strafverfolgungsmaßnahmen gegen 
Geharo auf der Grundlage von Artikel 2 
dieser Verordnung. 

25. Am 3. Juli 2000 sprach der zuständige 
Richter der Arrondissementsrechtbank te 
Zutphen Geharo frei, wobei er entschied, 
dass die in Artikel 1 der Cadmiumverord­
nung vorgesehene Norm von 50 mg/kg nicht 
anwendbar sei, weil es eine besondere Re­
gelung über die Sicherheit von Spielzeug 
gebe. Im vorliegenden Fall ist nach Ansicht 
dieses Richters allein die durch die Spiel­
zeugverordnung vorgesehene Norm von 
0,6 µg anwendbar. Da die Untersuchungen 
des Spielzeugs keine Bioverfügbarkeit von 
Cadmium oberhalb des durch diese Verord­
nung festgelegten Grenzwerts ergeben hat­
ten, sah er keinen Anlass für eine Verur­
teilung. 

26. Auf die Berufung durch das Openbaar 
Ministerie (Staatsanwaltschaft) änderte der 
Gerechtshof te Arnhem als zuständiges 
Berufungsgericht das Urteil der Arrondisse­

mentsrechtbank te Zutphen ab und verur­
teilte Geharo mit einer Entscheidung vom 
6. Mai 2002 auf der Grundlage von Artikel 2 
der Cadmiumverordnung. Er entschied, dass 
das cadmiumhaltige Spielzeug sowohl unter 
die Richtlinie 91/338 als auch unter die 
Richtlinie 88/378 falle. Der Wortlaut von 
Artikel 1 Satz 2 der Richtlinie 91/338 beziehe 
sich nur auf Gemeinschaftsvorschriften, die 
dasselbe Ziel verfolgten und/oder dieselben 
Normen aufstellten wie diese, was für die 
Richtlinie 88/378 nicht bestätigt werden 
könne. Da jedoch der durch Artikel 1 der 
Cadmiumverordnung vorgeschriebene maxi­
male Cadmiumgehalt (50 mg/kg) von dem in 
der Richtlinie 91/338 festgelegten (100 mg/ 
kg) abwich, stellte der Gerechtshof te Arn­
hem fest, dass der genannte Artikel 1 nicht 
anwendbar sei. Dementsprechend verurteilte 
dieses Gericht Geharo auf der Grundlage 
von Artikel 2 derselben Verordnung und nur 
wegen der Fälle, in denen ein Cadmiumge­
halt von mehr als 100 mg/kg festgestellt 
worden war. 

27. Geharo legte unter Berufung auf Arti­
kel 1 Satz 2 der Richtlinie 91/338 Kassa­
tionsbeschwerde beim Hoge Raad der Ne­
derlanden ein. Zur Begründung ihres Rechts­
mittels machte diese Gesellschaft geltend, 
dass die nationalen Rechtsvorschriften im 
Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht stün­
den, da die in der Spielzeugverordnung und 
der Cadmiumverordnung vorgesehenen Re­
geln kumulativ angewendet worden seien, 
obwohl nur die durch die Richtlinie 88/378 
aufgestellten Regeln unter Ausschluss der 
durch die Richtlinie 91/338 festgelegten 
anwendbar seien. 

I - 8532 



GEHARO 

III — Die Vorlagefrage 

28. Um zu bestimmen, ob die Grundlage der 
gegen Geharo eingeleiteten Strafverfolgungs­
maßnahmen mit dem Gemeinschaftsrecht 
vereinbar ist, hat der Hoge Raad der 
Nederlanden beschlossen, das Verfahren 
auszusetzen und dem Gerichtshof folgende 
Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen: 

Steht Artikel 1 Satz 2 der Richtlinie 91/338/ 
EWG (Cadmiumrichtlinie) der Anwendung 
der in dieser Richtlinie aufgestellten Vor­
schriften über den Cadmiumgehalt in (Fer-
tig-)Erzeugnissen und Bestandteilen im 
Sinne des Anhangs dieser Richtlinie auf 
Spielzeug im Sinne der Richtlinie 88/378/ 
EWG (Spielzeugrichtlinie) entgegen? 

29. Mit dieser Frage möchte das vorlegende 
Gericht im Wesentlichen wissen, ob Artikel 1 
Satz 2 der Richtlinie 91/338 in dem Sinne 
auszulegen ist, dass er einer Anwendung des 
durch diese Richtlinie aufgestellten Verbots 
der Vermarktung von Erzeugnissen, deren 
Cadmiumgehalt 0,01 % Massenanteile des 
Kunststoffs übersteigt, auf Erzeugnisse wie 
Spielzeug entgegensteht (da die Vermark­
tung der Letzteren bereits davon abhängig 
gemacht wird, dass sie eine in der Richtlinie 
88/378 enthaltene Bioverfügbarkeitsnorm 
erfüllen). 

IV — Prüfung 

30. Wie die niederländische, die griechische, 
die finnische und die schwedische Regierung 
bin ich der Ansicht, dass Artikel 1 Satz 2 der 
Richtlinie 91/338 in dem Sinne auszulegen 
ist, dass er einer Anwendung des durch diese 
aufgestellten Verbots der Vermarktung von 
Erzeugnissen, deren Cadmiumgehalt 0,01 % 
Massenanteile des Kunststoffs übersteigt, auf 
Spielzeug, das unter die Richtlinie 88/378 
fällt, nicht entgegensteht. 

31. Um die Bedeutung von Artikel 1 Satz 2 
der Richtlinie 91/338 zu ermitteln, werde ich 
erstens seinen Wortlaut, zweitens die all­
gemeine Systematik der Gemeinschaftsvor­
schriften über Beschränkungen des Inver­
kehrbringens und der Verwendung gefahr­
licher Stoffe und Zubereitungen in Verbin­
dung mit der allgemeinen Systematik der 
Richtlinie 88/378 und drittens die Ziele, die 
mit der Richtlinie 91/338 und mit der 
Richtlinie 88/378 verfolgt werden, unter­
suchen. 

A — Der Wortlaut von Artikel 1 Satz 2 der 
Richtlinie 91/338 

32. Ich erinnere daran, dass Artikel 1 Satz 2 
der Richtlinie 91/338 bestimmt, dass „die 
neuen Bestimmungen [die diese hinsichtlich 
des maximalen Cadmiumgehalts vorsieht] ... 
nicht für Cadmium enthaltende Erzeugnisse 
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[gelten], die bereits von anderen Gemein­
schaftsvorschriften erfasst sind" 14. 

33. Seinem Wortlaut nach könnte dieser 
Satz so ausgelegt werden, dass er die 
Anwendung der Vorschriften der Richtlinie 
91/338 auf Cadmium enthaltende Erzeug­
nisse ausschließt, die unter irgendeine an­
dere vorher bestehende Gemeinschaftsvor­
schrift, gleich welchen Regelungsgehalts oder 
Zwecks, fallt. 

34. Es wäre jedoch unverhältnismäßig, die­
sem Artikel eine so allgemeine Bedeutung 
beizumessen. Denn meines Erachtens hält 
eine solche Auslegung einer Prüfung im 
Hinblick auf die allgemeine Systematik der 
Gemeinschaftsvorschriften über Beschrän­
kungen des Inverkehrbringens und der Ver­
wendung gefährlicher Stoffe und Zuberei­
tungen sowie über die Sicherheit von Spiel­
zeug sowie im Hinblick auf die von den 
Richtlinien 91/338 und 88/378 verfolgten 
Ziele nicht stand. 

B — Die allgemeine Systematik der Gemein­
schaftsvorschriften über Beschränkungen des 
Inverkehrbringens und der "Verwendung ge­
fährlicher Stoffe und Zubereitungen in Ver­
bindung mit der allgemeinen Systematik der 
Richtlinie 88/378 

35. Bei genauer Prüfung der allgemeinen 
Systematik der einschlägigen Vorschriften 

lässt sich feststellen, dass der Gemeinschafts­
gesetzgeber von Anfang an eine kumulative 
Anwendung der vorgeschriebenen Normen 
im Auge hatte, um die Verwendung gefähr­
licher Stoffe und Zubereitungen, zu denen 
Cadmium gehört, zu kontrollieren und ein­
zuschränken. 

36. Zum einen bestimmt Artikel 1 der 
Richtlinie 76/769 eindeutig, dass die Be­
schränkungen, die hinsichtlich der Vermark­
tung von Erzeugnissen, die gefährliche Stoffe 
und Zubereitungen enthalten, vorgenommen 
worden sind, ,,[u]nbeschadet anderer ein­
schlägiger Gemeinschaftsvorschriften" gel­
ten . 

37. Zudem verlangt die Richtlinie 88/378 
über die Sicherheit von Spielzeug, dass diese 
Erzeugnisse nicht nur den von dieser Richt­
linie vorgeschriebenen Anforderungen un­
terworfen werden, sondern auch den zusätz­
lichen Beschränkungen, die durch die Ge­
meinschaftsrechtsvorschriften über die Ver­
wendung gefährlicher Stoffe und Substanzen, 
darunter die Richtlinie 91/338, geschaffen 
worden sind. Denn ich erinnere daran, dass 
Nr. 3.1 Absatz 2 des Titels II des Anhangs II 
der Richtlinie 88/378 vorsieht, dass Spielzeug 
„auf jeden Fall ... den einschlägigen Rechts­
vorschriften der Gemeinschaft für bestimmte 

14 — Hervorhebungen durch mich. 

15 — Wie das Europäische Parlament in seiner Entschließung vom 
21. Februar 1975 mit der Stellungnahme zu dem Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den 
Rat für eine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschrän­
kungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (ABl. 1975 C 60, S. 49) 
festgestellt hat. ist dieser Vorschlag eine „notwendige 
Ergänzung der für den Sektor gefährliche Stoffe und 
Zubereitungen bereits bestehenden Richtlinien". 

I - 8534 



GEHARO 

Gruppen von Erzeugnissen bzw. über das 
Verbot, die beschränkte Verwendung oder 
die Kennzeichnung bestimmter gefährlicher 
Stoffe u n d Z u b e r e i t u n g e n g e n ü g e n 
[muss]" 16 . Die Verwendung des Adverbi­
alausdrucks „auf jeden Fall" legt ohne 
weiteres den Gedanken nahe, dass eine 
solche Verpflichtung als eine systematische 
angelegt ist. 

38. Meines Erachtens ist klar, dass eine 
kumulative Anwendung von Vorschriften 
über Beschränkungen der Verwendung ge­
fährlicher Stoffe und Zubereitungen nur 
dann in Frage kommt, wenn diese Vorschrif­
ten einen unterschiedlichen Regelungszweck 
haben. Dies ist allerdings vorliegend der Fall. 

39. Die in der Richtlinie 91/338 festgelegte 
Norm wird nämlich mit Bezug auf einen 
anderen Referenzwert definiert als die, auf 
die der Gemeinschaftsgesetzgeber in der 
Richtlinie 88/378 zurückgegriffen hat. 

40. Wie ich bereits ausgeführt habe, be­
schränkt die Richtlinie 91/338 die Vermark­
tung von Erzeugnissen, die auf der Grund­
lage von Cadmium gefärbt werden, auf die 
Einhaltung einer Norm, die sich auf die 
maximale Menge an Cadmium bezieht, die 
ein Erzeugnis enthalten darf (0,01 % Massen­
anteile des Kunststoffs). Diese Norm wird 
auch „Gewichtsnorm" genannt. 

41. Was die Richtlinie 88/378 angeht, erin­
nere ich daran, dass Nr. 3.2 Absatz 1 des 
Titels II ihres Anhangs II eine maximale 
Norm für die Bioverfügbarkeit von Cadmium 
festlegt (0,6 µg), um den Benutzer des 
Spielzeugs vor den mit den chemischen 
Eigenschaften des Erzeugnisses verbundenen 
Gefahren zu schützen. Wie ich ausgeführt 
habe, ermöglicht diese Norm, auch „Nuk-
kelnorm" oder „Verdünnungsnorm" ge­
nannt, die Berechnung der Fähigkeit eines 
Stoffes, hier von Cadmium, vom Organismus 
aufgenommen zu werden, und lässt keine 
Berechnung des Cadmiumgehalts eines Er­
zeugnisses zu. 

42. Es ist daher festzustellen, dass die in den 
Richtlinien 91/338 und 88/378 festgelegten 
Normen mit Bezug auf unterschiedliche 
Referenzwerte (Menge bzw. Bioverfügbar­
keit) definiert werden, die den vom Gemein­
schaftsgesetzgeber verfolgten Zielen ange­
passt sind. Üblicherweise können diese 
Normen kumulativ angewandt werden. 

43. Hierzu hat die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften in ihrer Leitlinie 
Nr. 3 über die Anwendung der Richtlinie 
88/378/EWG über die Sicherheit von Spiel­
zeug die Auffassung vertreten, dass eine 
kumulative Anwendung der oben genannten 
Grenzwerte in Betracht komme 17. Nach der 
Leitlinie wird in dieser Richtlinie „die An­
forderung gestellt, dass Spielzeug immer mit 

16 — Hervorhebungen durch mich. 
17 — Siehe folgende Website: http://www.europa.eu.int/comm/ 

enterprise/toys/documents/gd003_de.pdf. 
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den einschlägigen gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften über chemische Stoffe in 
Einklang stehen muss (Anhang II.II.3). Er­
gänzend zur Einhaltung des Tagesgrenzwerts 
von 0,6 µg für die Bioverfügbarkeit von 
Cadmium aufgrund der Richtlinie 88/378/ 
EWG muss deshalb Spielzeug auch den 
zusätzlichen Beschränkungen entsprechen, 
die durch die Richtlinie 91/338/EWG fest­
gelegt wurden, insofern als das betreffende 
Spielzeug aus Stoffen und Zubereitungen 
hergestellt wurde, die unter die Richtlinie 
91/338/EWG (hauptsächlich Kunststoffe) 
fallen." 

44. Folglich bin ich der Meinung, dass die 
allgemeine Systematik der Gemeinschafts­
vorschriften über Beschränkungen des In­
verkehrbringens und der Verwendung ge­
fährlicher Stoffe und Zubereitungen sowie 
über die Sicherheit von Spielzeug dafür 
spricht, die Normen, die die Richtlinie 
91/338 für den maximalen Cadmiumgehalt 
von Erzeugnissen vorschreibt, und diejeni­
gen, die durch die Richtlinie 88/378 für die 
maximale Bioverfügbarkeit von Cadmium in 
Spielzeug aufgestellt wurden, kumuliert an­
zuwenden. 

C — Die Ziele, die mit der Richtlinie 91/338 
und der Richtlinie 88/378 verfolgt werden 

45. Meines Erachtens widersprechen die mit 
der Richtlinie 91/338 verfolgten Ziele einer 
solchen Auslegung keineswegs, sondern ver­
langen, dass das von ihr aufgestellte Verbot 
der Vermarktung von Erzeugnissen, deren 
Cadmiumgehalt 0,01 % Massenanteile des 
Kunststoffs übersteigt, auf Spielzeug, das 

unter die Richtlinie 88/378 fallt, Anwendung 
findet. 

46. Bekanntlich verfolgt die Richtlinie 
91/338 ein zweifaches Ziel: Zum einen strebt 
sie nach der ersten und der fünften Be­
gründungserwägung ein besseres Funktio­
nieren des Binnenmarktes durch eine Har­
monisierung der Vorschriften über das 
Inverkehrbringen und die Verwendung von 
cadmiumhaltigen Erzeugnissen an. Zum an­
deren soll sie nach ihrer zweiten Begrün­
dungserwägung die Umwelt vor den durch 
die Verbreitung von Cadmium im Öko­
system hervorgerufenen schädlichen Wir­
kungen bewahren und auf lange Sicht die 
Gesundheit und die Lebensqualität der 
Menschen schützen 18. 

47. Im Licht dieses zweifachen Zieles ist die 
Bedeutung von Artikel 1 Satz 2 der Richtlinie 
91/338 zu bestimmen. 

48. Erstens bin ich der Ansicht, dass eine 
nur auf den Wortlaut abstellende Auslegung 
der streitigen Vorschrift ganz offensichtlich 
dazu führen würde, dass der genannten 
Richtlinie jede praktische Wirksamkeit oder 
ein wesentlicher Teil davon, insbesondere im 
Hinblick auf ihr Ziel einer Harmonisierung, 
genommen würde. 

18 — Insoweit ist daran zu erinnern, dass die Richtlinie 76/769 
nach der ersten, der zweiten und der dritten Begründungs­
erwägung mit dem Ziel erlassen wurde, den „Schutz der 
Bevölkerung" zu gewährleisten, „dazu bei[zu]tragen, dass die 
Umwelt vor allen Stoffen und Zubereitungen geschützt wird, 
die ökotoxische Eigenschaften besitzen oder die Umwelt 
verschmutzen können", und letztlich die „Lebensqualität der 
Menschen" wiederherzustellen, zu erhalten und zu verbes­
sern. 
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49. Da die Richtlinie 91/338 eine Harmoni­
sierung der Vorschriften über das Inverkehr­
bringen und die Verwendung von cadmium-
haltigen Erzeugnissen bezweckt, ist meines 
Erachtens offensichtlich, dass dieses Ziel 
ernsthaft gefährdet wäre, wenn die von ihr 
vorgeschriebenen Normen nicht für cad-
miumhaltige Erzeugnisse gelten würden, die 
unter irgendeine andere vorher bestehende 
Gemeinschaftsvorschrift, gleich welchen Re­
gelungsgehalts oder Zweckes, fallt. 

50. So kann man etwa die Anwendung von 
Normen, die durch die Richtlinie 91/338 
festgelegt und vorgeschrieben worden sind, 
um das Inverkehrbringen von Erzeugnissen 
mit einem erhöhten Cadmiumgehalt zu 
beschränken, nicht deshalb ausschließen, 
weil es vorher bestehende Gemeinschafts­
vorschriften gibt, die z. B. die Kennzeich­
nung der Erzeugnisse regeln oder, in einem 
Fall wie dem des Ausgangsverfahrens, die 
Bioverfügbarkeit von Cadmium in Spielzeug 
beschränken. Eine solche Auslegung wäre 
ganz offensichtlich nicht sachdienlich und 
stünde im Widerspruch zu dem vom Ge­
meinschaftsgesetzgeber verfolgten Ziel der 
Harmonisierung. 

51. Zweitens scheint mir ein Ausschluss der 
Anwendung der Richtlinie 91/338 mit der 
Begründung, dass die Richtlinie 88/378 
anwendbar sei, im Widerspruch zu den von 
der erstgenannten Richtlinie verfolgten ei­
genständigen Zielen des Umweltschutzes zu 
stehen. 

52. Die Richtlinie 91/338 verfolgt nämlich 
Ziele, die nur teilweise mit denen überein­
stimmen, die von der Richtlinie 88/378 
angestrebt werden. Während Letztere Ge­
sundheit und Sicherheit der Benutzer von 

Spielzeug schützen soll, steht die Richtlinie 
91/338 vor allem im Zusammenhang mit 
dem Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung 
durch Cadmium. Die Richtlinie 91/338 strebt 
nur auf lange Sicht die Bewahrung der 
menschlichen Gesundheit an. 

53. Es liefe folglich den vom Gemeinschafts­
gesetzgeber verfolgten Zielen zuwider, wenn 
die Anwendung der Richtlinie 91/338 auf 
Spielzeug, das auf lange Sicht umweltgefähr­
denden Abfall darstellen kann, ausgeschlos­
sen würde. 

54. Denn die betreffenden Spielzeuge im 
Ausgangsverfahren entsprechen zwar den 
durch die Richtlinie 88/378 vorgeschriebe­
nen Sicherheitsanforderungen, sie enthalten 
jedoch eine Menge Cadmium, die die durch 
die Richtlinie 91/338 festgelegte Obergrenze 
übersteigt. Ließe man die letztgenannte 
Richtlinie unangewendet, so würde dies 
daher möglicherweise zu einer Situation 
führen, in der die Vermarktung eines Spiel­
zeugs mit einem erhöhten Cadmiumgehalt 
zulässig würde, wenn dieses Spielzeug keinen 
Anteil Cadmium freisetzt, der den durch die 
Richtlinie 88/378 festgelegten Grenzwert 
übersteigt. Ein solches Erzeugnis wäre, ob­
gleich es den Vorschriften über die Sicher­
heit von Spielzeug entspräche, mit den 
Zielen der Richtlinie 91/338 und den Forde­
rungen nach Umweltschutz und Verbesse­
rung der Umweltqualität, die in den Arti­
keln 2 EG und 174 Absatz 1 EG vorgesehen 
sind, nicht vereinbar 19. 

19 — Artikel 174 Absatz 1 EG stellt klar, dass die Umweltpolitik 
der Gemeinschaft nicht nur zur „Erhaltung und [zum] Schutz 
der Umwelt sowie [zur} Verbesserung ihrer Qualität", 
sondern auch zum „Schutz der menschlichen Gesundheit" 
beitragen soll. 
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55. Die Richtlinie 91/338 stellt daher eine 
notwendige Ergänzung zu der Anwendung 
der Richtlinie 88/378 dar. Zum Beleg dafür 
ist daran zu erinnern, dass der Gesetzgeber 
in der Richtlinie 88/378 verlangt hat, dass 
außer den von dieser Richtlinie vorgeschrie­
benen Normen hinsichtlich der Bioverfüg-
barkeit von Cadmium auch die zusätzlichen 
Beschränkungen angewendet werden, die 
durch die Rechtsvorschriften der Gemein­
schaft über die beschränkte Verwendung 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen, dar­
unter die Richtlinie 91/338, festgelegt wor­
den sind. 

56. Unter diesen Bedingungen bin ich der 
Ansicht, dass Spielzeug nicht nur den An­
forderungen der Richtlinie 88/378 über die 
Sicherheit von Spielzeug zu unterwerfen ist, 
sondern auch den zusätzlichen Beschrän­
kungen, die durch die Richtlinie 91/338 über 
Beschränkungen des Inverkehrbringens und 
der Verwendung gefahrlicher Stoffe und 
Zubereitungen geschaffen wurden. Meines 
Erachtens ermöglicht nur eine kumulierte 
Anwendung dieser Richtlinien, den mit dem 
Schutz der Umwelt und der öffentlichen 
Gesundheit verbundenen Anforderungen, so 
wie sie in den Begründungserwägungen 
dieser beiden Richtlinien aufgegriffen und 
durch den Vertrag aufgestellt wurden, ge­
recht zu werden. 

57. Folglich bin ich der Ansicht, dass die mit 
der Richtlinie 91/338 verfolgten Ziele es 
erfordern, dass das Verbot der Vermarktung 
von Erzeugnissen, deren Cadmiumgehalt 
0,01 % Massenanteile des Kunststoffs über­
steigt, auf Spielzeug, das unter die Richtlinie 
88/378 fällt, Anwendung findet. 

58. Unter Berücksichtigung des Vorstehen­
den meine ich deshalb, dass Artikel 1 Satz 2 
der Richtlinie 91/338 in dem Sinne aus­
zulegen ist, dass die Vorschriften dieser 
Richtlinie nicht für Cadmium enthaltende 
Erzeugnisse gelten, die bereits von anderen 
Gemeinschaftsvorschriften erfasst werden, 
die einen ähnlichen Regelungszweck haben, 
die also das Inverkehrbringen des betreffen­
den Erzeugnisses von der Einhaltung einer 
Vorschrift über den maximalen Cadmiumge­
halt abhängig machen 20. 

59. Angesichts all dieser Erwägungen schla­
ge ich dem Gerichtshof vor, die vom Hoge 
Raad der Nederlanden gestellte Vorlagefrage 
in dem Sinne zu beantworten, dass Artikel 1 
Satz 2 der Richtlinie 91/338 der Anwendung 
des von dieser Richtlinie vorgesehenen Ver­
bots der Vermarktung von Erzeugnissen, 
deren Cadmiumgehalt 0,01 % Massenanteile 
des Kunststoffs übersteigt, auf Spielzeug, das 
unter die Richtlinie 88/378 fällt, nicht ent­
gegensteht. 

20 — Vgl. z. B. Anhang I Nr. 1 der Richtlinie 91/157/EWG des 
Rates vom 18. März 1991 über gefährliche Stoffe enthaltende 
Batterien und Akkumulatoren (ABl. L 78, S. 38), der 
verbietet, Batterien und Akkumulatoren in den Verkehr zu 
bringen, die mehr als 0,025 Gewichtsprozent Cadmium 
enthalten, und Artikel 4 Buchstabe a zweiter Gedankenstrich 
der Richtlinie 88/388/EWG des Rates vom 22. Juni 1988 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Aromen zur Verwendung in Lebensmitteln und über Aus-
gangsstoffe für ihre Herstellung (ABl. L 184, S. 61), der den 
Handel mit und die Verwendung von Aromen untersagt, die 
mehr als 1 mg/kg Cadmium enthalten. 
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V — Ergebnis 

60. Unter Berücksichtigung aller vorstehenden Erwägungen schlage ich dem 
Gerichtshof vor, die vom Hoge Raad der Nederlanden gestellte Vorlagefrage wie 
folgt zu beantworten: 

Artikel 1 Satz 2 der Richtlinie 91/338/EWG des Rates vom 18. Juni 1991 zur zehnten 
Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens 
und der Verwendung gewisser gefahrlicher Stoffe und Zubereitungen ist in dem 
Sinne auszulegen, dass er der Anwendung des von dieser Richtlinie vorgesehenen 
Verbotes der Vermarktung von Erzeugnissen, deren Cadmiumgehalt 0,01 % 
Massenanteile des Kunststoffs übersteigt, auf Spielzeug, das unter die Richtlinie 
88/378/EWG des Rates vom 3. Mai 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Sicherheit von Spielzeug fallt, nicht entgegensteht. 
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